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Bebauungsplan
„Vor Leubach“
in Schiltach

1. Rechtsgrundlagen

Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplans sind:

 Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zu-

letzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBl I S. 1748) Baugesetzbuch in der Fassung

der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-

zes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)

 Die  Baunutzungsverordnung (BauNVO)  in  der  Fassung der  Bekanntmachung vom 23.01.1990  (BGBl.  I

S.132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11.06.2013 (BGBl. I S. 1548) Baunutzungsverord-

nung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert

durch Gesetz vom 03.07.2023 (BGBl. I S. 176) m.W.v. 07.07.2023

 Die Planzeichenverordnung (PlanzV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I

S.58), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBI. I S 1509), zuletzt geändert

durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

 Landesbauordnung (LBO) für Baden-Württemberg vom 05. März 2010 (GBl. S.357), zuletzt geändert durch

Artikel 1 des Gesetzes vom 11.11.2014 (GBl. S. 501), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13. Juni 2023 (Gbl.

S. 170)

 Gemeindeordnung für  Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung der  Bekanntmachung vom 24.  Juli

2000 (GBl. S. 581, ber. S. 698), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. April 2013 (GBl. S. 55,

58)., zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 27. Juni 2023 (GBl. S. 229, 231)

Auf Grundlage des § 9 BauGB sowie des § 9a BauGB in Verbindung mit der BauNVO und der LBO Baden-

Württemberg werden für den Geltungsbereich des Bebauungsplans nachfolgende planungsrechtliche Fest-

setzungen erlassen.  Mit  Inkrafttreten dieses Bebauungsplans treten alle bisherigen planungsrechtlichen

Festsetzungen im Geltungsbereich außer Kraft.

In Ergänzung zum Plan und zur Zeichenerklärung wird Folgendes festgesetzt:
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2. Planungsrechtliche Festsetzungen (§§ 1 bis 23 BauNVO + § 9 BauGB)

2.1 Geltungsbereich (§ 9 Abs. 7 Bau GB)

Die Grenze des räumlichen Geltungsbereichs ist im Bebauungsplan schwarz gestrichelt dargestellt.

2.2 Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO)

2.2.1    Mischgebiet – MI (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB und § 6 BauNVO)

Mischgebiete dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbebetrieben, die das Wohnen nicht we-

sentlich stören.

Zulässig sind:

1. Wohngebäude,

2. Geschäfts- und Bürogebäude,

3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie

Betriebe des Beherbergungsgewerbes.

4. sonstige Gewerbebetriebe,

5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche

und sportliche Zwecke.

6. Gartenbaubetriebe

Nicht zulässig sind:

1. Tankstellen

2. Vergnügungsstätten.

2.2.2 Urbane Gebiete (MU) (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 5, 6 und 9 BauNVO sowie § 6a BauNVO)

Zulässig sind:

1. Wohngebäude,

2. Geschäfts- und Bürogebäude,

3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

4. sonstige Gewerbebetriebe,

5. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Nicht zulässig sind:

1. Tankstellen,

2. Vergnügungsstätten.
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2.2.3 Gewerbegebiet - GEe (eingeschränktes Gewerbegebiet) (§ 9 Abs.1 Nr. 1 BauGB und § 8 BauNVO)

Zulässig sind:

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser und öffentliche Betriebe, die das Wohnen nicht wesentlich stören

2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude

3. Anlagen für sportliche Zwecke die das Wohnen nicht wesentlich stören (Störcharakter eines Mischgebie-

tes)

Ausnahmsweise können zulässig sein:

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter,

die dem Gewerbegebiet zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse untergeordnet

sind.

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

3. Tankstellen

Nicht zulässig sind:

1. Vergnügungsstätten

2.3 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO)

2.3.1 Höhe der baulichen Anlagen (§ 18 BauNVO)

Die Höhenlage der baulichen Anlagen ist durch die Festsetzung der maximalen Trauf- und First Gebäudehö-

he begrenzt. Die Traufhöhe wird gemessen von der EFH (= Rohfußboden) vom tatsächlich umgesetzten Be-

zugspunkt bis zum Schnittpunkt der Dachaußenhaut mit der Außenwand. Die  First Gebäudehöhe wird  von

der EFH (= Rohfußboden)  vom tatsächlich umgesetzten Bezugspunkt bis zur Höhenlage der obersten Dach-

begrenzungskante gemessen. 

Als EFH gilt: Ermittlung Bezugspunkt:

Entfällt im Vergleich zur Fassung vom 10.06.2015 insgesamt und wird neu formuliert

Die Höhenlage des Bezugspunktes ist im Mittelpunkt / Schwerpunkt des Gebäudes zu ermitteln. Innerhalb

des Plangebiets ist die Höhenlage des Bezugspunkts unterschiedlich und hängt von der Lage der Grundstü-

cke in Bezug auf die angrenzende(n) Erschließungsstraße(n) bzw. der topografischen Situation ab. Grundstü-

cke ohne konkrete Zuordnung „hang-/ talseitig“ werden als besondere Grundstücke „E“ eingestuft und im

zeichnerischen Teil entsprechend gekennzeichnet.
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Für talseitige Grundstücke gilt, wobei Abweichungen von bis zu + 0,5 m zulässig sind:

Lage der 
Grundstücke

Zulässige Höhe Darstellung

A
= Lage an 
einer 
Erschließungs
-straße

Die Höhenlage des oberen Bezugspunkts in 
Meter üNN entspricht der Höhe der angren-
zenden Straßenverkehrsfläche (Straßenach-
se) rechtwinklig zum Mittelpunkt des Gebäu-
des (Gebäudeschwerpunkt).

Skizze A

B
= Lage an zwei
Erschließungs
straßen

Die Höhenlage des höchsten Bezugspunkts 
in Meter üNN entspricht dem Mittelwert aus 
den Höhen der beiden angrenzenden Stra-
ßenverkehrsflächen (Straßenachse) recht-
winklig zum Mittelpunkt des Gebäudes (Ge-
bäudeschwerpunkt).

Skizze B

C
= Eckgrund-
stücke

Die Höhenlage des höchsten Bezugspunkts 
in Meter üNN entspricht der Höhenlage des 
dem Gebäudeschwerpunkt nächst gelegenen 
Achspunktes.

Skizze C

Planungsrechtliche Festsetzungen 
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Für hangseitige Grundstücke gilt, wobei Abweichungen um bis zu + 0,5 m zulässig sind:

Lage der 
Grundstücke

Zulässige Höhe Darstellung

D
= unabhängig 
Lage der 
Erschließungs
straße

Als höchster Bezugspunkt in Meter üNN gilt
die Höhenlage des Gebäudeschwerpunkts (je
Wohneinheit) bezogen auf das natürliche Ge-
lände.

Skizze D

Für Grundstücke ohne konkrete Zuordnung hang-/ talseitig (Höhenlinien nicht parallel zur Verkehrsfläche)

gilt, wobei Abweichungen um bis zu + 0,5 m zulässig sind:

E
= Straßenver-
lauf quer zu 
Höhenlinien

Als Bezugspunkt gilt die Höhenlage der an-
grenzenden  Straßenverkehrsfläche  (Achs-
mitte)  an  der  topografisch  höchsten  Stelle
entlang der jeweiligen Grundstücksgrenzen.

Skizze E

Definition hang-/ talseitig:

Planungsrechtliche Festsetzungen 
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Maßgeblich für die Zuordnung als hang- und talseitige Grundstücke ist die Seite der Erschließungsstraße,

von welcher das Grundstück angefahren wird. Beispiel:

Bei zwei Zufahrten und damit keiner möglichen Zuordnung als hang- oder talseitiges Grundstück gilt als

höchster Bezugspunkt der gemittelte Wert beider Bezugspunkte (Nord & Süd).

Definition „Grundstücke ohne Zuordnung“:

Als „neutrale“ Grundstücke ohne Zuordnung in Bezug auf die angrenzende Erschließungsstraße werden

Grundstücke bezeichnet, bei welchen die Höhenlinien waagrecht zur an die Grundstücke angrenzende Ver-

kehrsfläche verlaufen (nicht parallel). Diese sind durch Darstellung im zeichnerischen Teil (Abgrenzung un-

terschiedlicher Nutzung „Knödellinie“ blau) mit dem Buchstabe „E“ gekennzeichnet.

Liegen Grundstücke zwischen der Ausweisung „neutral“ & einer Fläche ohne Ausweisung (tal-/ hangseitig)

gilt der Mittelwert aus beiden Bezugspunkten.

Planungsrechtliche Festsetzungen 
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2.3.2 Grundfläche / Grundflächenzahl u. Geschossfläche / Geschossflächenzahl (§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB i.V. 
§§ 16, 17, 19 und 20 BauNVO)

Die im Bebauungsplan angegebenen Werte für GR/GRZ und GF/GFZ sind Maximalwerte, die durch die ausge-

wiesenen Baufelder eingeschränkt sein können.

2.4 Bauweise (§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB und § 22 BauNVO)

Es wird eine offene Bauweise für das urbane Mischgebiet festgelegt.

Für das eingeschränkte Gewerbegebiet gilt die abweichende Bauweise.

2.5 Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB und § 23 BauNVO)

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Plan durch Baugrenzen festgesetzt. Eine Überschreitung der

Baugrenzen ist in begründeten Einzelfällen, sofern dies städtebaulich vertretbar ist, als Ausnahme zulässig.

2.6 Flächen für Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 Abs. 6 BauNVO, § 74 LBO)

 Garagen,  Carports und Stellplätze  sind  gem. §  23 Abs.  5 BauNVO auch außerhalb  der  überbaubaren

Grundstücksflächen zulässig, sofern keine anderen Festsetzungen bzw. Belange entgegenstehen.

Garagen und Carports müssen zu den öffentlichen Verkehrsflächen bei Parallelaufstellung einen seitli-

chen Abstand von mindestens 1,0 m haben. Bei Senkrechtaufstellung müssen Garagen einen Stauraum

von mindestens 5,00 m einhalten.

 Oberflächengestaltung von Stellplätzen (siehe Teil III. Grünordnerische Festsetzungen)

2.7 Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und §§ 14 und 23 Abs.5 BauNVO)

Nebenanlagen sind auch außerhalb der überbaubaren Fläche zulässig, soweit sie dem Nutzungszweck der

in diesem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder dem Baugebiet selbst dienen.

Zulässig sind Nebenanlagen und Einrichtungen, die der Versorgung des Baugebietes mit Elektrizität, Gas,

Wärme und Wasser sowie zur Ableitung von Abwasser dienen, da für sie im Bebauungsplan keine besonde-

ren Flächen festgesetzt sind. Dies gilt auch für fernmeldetechnische Nebenanlagen sowie für Anlagen für

erneuerbare Energien.

Auf Flächen mit Pflanzbindung und Pflanzgebot sind Nebenanlagen nicht zulässig.

2.8      Führung von oberirdischen oder unterirdischen Versorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB 
i.V. Mit § 74 LBO

Freileitungen sind möglichst zu vermeiden.

Planungsrechtliche Festsetzungen 
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2.9 Flächen die von der Bebauung freizuhalten sind einschließlich ihrer Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Flächen die von einer Bebauung freizuhalten sind, sind entsprechend dem zeichnerischen Teil festgesetzt.

Es handelt sich dabei um sog. Sichtfelder in den Einmündungsbereichen, welche von jeglicher Bebauung

freizuhalten  sind.  Bepflanzungen so  zu gestalten,  dass  die  Verkehrssicherheit  in  Bezug auf  notwendige

Sichtbeziehungen im Kreuzungsbereich der Straßen nicht beeinträchtigt werden.

2.10 Verkehrsflächen, Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (Fußgängerbereiche, Flächen 
für das Parken von Fahrzeugen, Flächen für das Abstellen von Fahrrädern etc.) und Anschluss 
anderer Flächen an die Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

2.10.1 Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung werden entsprechend den Eintragungen im zeichnerischen

Teil festgesetzt und dort näher bestimmt. Die Einteilung der Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

ist nicht Gegenstand der Festsetzungen.

2.10.2 Verkehrsflächen und Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB, § 3 
Abs. 2 Zi. 4 StrG)

Zufahrten zu den Baugrundstücken sind nur von den Erschließungsstraßen aus zulässig.

2.11 Versorgungsflächen, einschließlich der Flächen für Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen 
und zentralen Erzeugung, Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte 
aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

Die Flächen für notwendige Versorgungseinrichtungen und -anlagen werden entsprechend den Eintragun-

gen im zeichnerischen Teil festgesetzt und dort näher bestimmt. 

2.12 Flächen für die Abfall- und Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung und 
Versickerung von Niederschlagswasser, sowie für Ablagerungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Entsprechend dem zeichnerischen Teil wird eine Mulde für anfallendes Außengebietswasser im Norden des

Plangebiets mit Ableitung an den Tiefpunkten über eine Mulde im Westen bzw. Leitungsrechte zwischen der

Bebauung festgesetzt. Die Mulde ist dauerhaft als offener Graben zu bewirtschaften und freizuhalten sowie

mit einer niederer Vegetation und Rohbodenstellen zu gestalten.

2.13 Öffentliche und private Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Sind entsprechend den zu diesem Bebauungsplan erstellten grünordnerischen Festsetzungen zu behandeln.

2.14 Flächen zum Anpflanzen und zur Erhaltung von Bäumen und Sträuchern sowie zum Erhalt und 
zur Entwicklung von Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB, § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

siehe Teil III. Grünordnerische Festsetzungen

Planungsrechtliche Festsetzungen 
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2.15    Aufschüttungen oder Abgrabungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 17 BauGB, § 9 Abs. 3 BauGB)

Im Anschluss an Gebäude dürfen Aufschüttungen oder Abgrabungen eine Höhe von max. 2,5 m nicht über-

schreiten.

Weiteres regelt Punkt 2.2 der bauordnungsrechtlichen Festsetzungen.

2.16 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Allgemeinheit, eines Erschließungsträgers 
oder eines beschränkten Personenkreises belastete Flächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Zur Sicherung der Ver- und Entsorgungsanlagen sowie öffentliche Flächen werden entsprechende Flächen

für Geh-, Fahr- und Leitungsrechte zu Gunsten der Stadt Schiltach bzw. dem Zweckverband Wasserversor-

gung kleine Kinzig ausgewiesen. 

 Leitungsrechte der Stadt: Innerhalb der mit Fahr- und Leitungsrechten bezeichneten Flächen ist eine Be-

bauung oder eine andere Nutzung nur in Abstimmung mit der Stadt Schiltach zulässig.

 Leitungsrecht des Zwecksverbands WKK (3 m links und rechts der Wasserleitung WKK): Innerhalb der mit

Leitungsrecht belasteten Flächen zu Gunsten des Zwecksverbands Wasserversorgung kleine Kinzig sind

bauliche  Anlagen unzulässig.  Sonstige  Nutzungen und  bauliche  Anlagen (Wege,  Stellplätze,  …)  sowie

Stützmauern, Abgrabungen usw. sind grundsätzlich zu vermeiden und in Ausnahmefällen nur in Abstim-

mung mit dem Zweckverband zulässig.

2.17 Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)

 Zur  Herstellung  der  öffentlichen  Verkehrsflächen  sind  auf  den  angrenzenden  Grundstückflächen  Bö-

schungen und notwendige Stützmauern generell zulässig. Eine genaue Festlegung erfolgt im Erschlie-

ßungsplan.

 Zur Herstellung der öffentlichen Verkehrsflächen ist auf den angrenzenden Grundstücksflächen bei einer

Randeinfassung ein Hinterbeton mit bis zu 0,3 m horizontaler Tiefe zulässig.

 Fundamente für Straßenbeleuchtung, Verkehrs- oder Hinweisschilder sind auf privaten Grundstücken zu

dulden.

2.18     Immissionsschutz

In Anlehnung an einen Vorschlag in DIN 45 691 wird folgende Empfehlung für die GEe-Flächen im Bebau-

ungsplan festgesetzt:

"Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die nachfolgend angegebenen Emissions-

kontingente LEK nach DIN 45 691 weder tags (6.00 bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 bis 6.00 Uhr) über-

schreiten:

Teilfläche A (G01 bis G03): LEK,tags = 60 dB(A); LEK,nachts = 45 dB(A)

Teilfläche B (G05 und G06): LEK,tags = 60 dB(A); LEK,nachts = 45 dB(A)

Planungsrechtliche Festsetzungen 
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Teilfläche C (G07 bis G12): LEK,tags = 60 dB(A); LEK,nachts = 45 dB(A)

Teilfläche D (G13): LEK,tags = 60 dB(A); LEK,nachts = 45 dB(A)

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit von Vorhaben erfolgt nach DIN 45 691: 2006-12, Abschnitt

5."

Planungsrechtliche Festsetzungen 
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3. Grünordnerische Festsetzungen

3.1 Gewerbegrundstücke / Privatgrundstücke (§ 9 Abs.1 Nr.2, Nr.4, Nr.20 und Abs.4 BauGB)

 Unbelastetes Oberflächenwasser ist an die bereitgestellte Regenwasserleitung anzuschließen. Durch ge-

werblichen Betrieb belastetes Oberflächenwasser darf ohne Reinigung nicht in den Regenwasserkanal

eingeleitet werden. Im Bauantrag ist zeichnerisch darzustellen, wohin das Oberflächenwasser abgeführt

oder wie das belastete Wasser gereinigt wird. 

 Zufahrten, Stellplätze und Abstellflächen sind unter Verwendung wasserdurchlässiger Beläge herzustel-

len,  ausreichend dimensionierte Einlaufschächte sind für große Regenereignisse vorzusehen. Dies gilt

nicht für den gewerblichen Teil nur bei unbelasteten Flächen. 

 Die nicht überbauten oder nicht für die Anlage von Zugängen, Stellplatzflächen oder sonstiger für den be-

trieblichen Ablauf erforderlichen Bereiche innerhalb und außerhalb der Baugrenzen sind gärtnerisch an-

zulegen und zu unterhalten.

 Bei der Geländeauffüllung ist ein Nachweis über die Verwendung von unbelastetem Bodenmaterial zu er-

bringen.

 Alle Neuanpflanzungen im Nachbarbereich von Bahnanlagen müssen den Belangen der Sicherheit des Ei-

senbahnbetriebes entsprechen.  Bepflanzungen sind daher nach Bahn-Richtlinie 882 „Handbuch Land-

schaftsplanung und Vegetationskontrolle“ zu planen und herzustellen.

Entlang der Bahnlinie und entlang des Flurstückes Nr. 2355 dürfen keine Bäume mit einer Wuchshöhe

über 30 m als Bepflanzung zugelassen werden. Die zu erwartende Größe der Bäume kann in späteren

Jahren eine Gefahr für den Bahnbetrieb darstellen, mit der Folge, dass Äste zurückgenommen oder Bäu-

me vollständig beseitigt werden müssen. 

Der seitliche Pflanzabstand zur Gleisachse muss mind. 15 m betragen. Die entstehenden Kosten für die

Baumpflege oder Beseitigung werden nicht von der DB Netz AG übernommen, sondern sind vom Eigentü-

mer des benachbarten Grundstückes zu bezahlen.

 Pflanzung von einem Laub- oder Obstbaum je angefangene 500 m² Grundstücksfläche

3.1.1 Artenschutzrechtliche Maßnahmen

 Zum Schutz von Vögeln und Fledermäusen sind notwendige Gehölzrodungen ausschließlich außerhalb der

Vogelbrutzeit und der Aktivitätsphase von Fledermäusen, also nicht im Zeitraum vom 01. März bis 31. Ok-

tober, zulässig.

Planungsrechtliche Festsetzungen 
Fassung vom 14.08.2023 Seite 11



Bebauungsplan
„Vor Leubach“
in Schiltach

 Die  Beleuchtung ist insektenfreundlich, entsprechend den „allgemein anerkannten Regeln der Technik“

auszuführen. Welche Anforderungen an eine insektenfreundliche Beleuchtung zu stellen sind, kann der

„LNV-Info 08/2021 zum Schutz der Nacht“ des Landesnaturschutzverbandes Baden-Württemberg e. V.

entnommen werden. Diese Informationen können unter folgendem Link abgerufen werden: https://lnv-

bw.de/lichtverschmutzung-ein-unterschaetztes-umweltproblem/#hin.

Bei einer insektenfreundlichen Beleuchtung sind folgende Grundsätze zu einzuhalten:

• Eine Beleuchtung soll nur dann erfolgen, wenn diese zwingend notwendig ist (ggf. Reduzierung der

Leuchtdauer durch Schalter, Zeitschaltuhren, Bewegungsmeldern, etc.).

• Die Lichtleistung (Intensität) ist auf das unbedingt notwendige Maß zu begrenzen.

• Es ist Licht mit geringem Blauanteil (1700 bis 2700 Kelvin, max. 3000 Kelvin Farbtemperatur) zu ver-

wenden.

• Be- und Ausleuchtungen sollen sich auf die Fläche beschränken, wo dies zwingend erforderlich ist

(keine  flächenhafte  Ausleuchtung  und  Vermeidung  ungerichteter  Abstrahlung).  Dabei  sind  abge-

schirmte Leuchten zu verwenden und die Beleuchtung hat von oben nach unten zu erfolgen.

 Aufstellen von  zwei  Fledermaustürmen und  Verhängung eines  Fledermausflachskastes  auf  dem Flst.

2335 innerhalb des Plangebiets.

 Verhängung  von  sechs  Nistkästen  (Flugloch-Durchmesser  von  32  mm)  und  12  Nistkästen  (Flugloch-

Durchmesser von 26 – 32 mm) auf dem Flst. Nr. 2335 und 2349 innerhalb des Plangebiets.

 Anlage eines Habitats für Waldeidechsen in Form von offenen Stellen und Totholzhäufen siehe zeichneri-

scher Teil Maßnahme A3.

 Bewirtschaftung der nördlichen Mulde mit niederer Vegetation und Rohbodenstellen siehe zeichnerischer

Teil Maßnahme A2.

3.1.2 Naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen (planintern)

 Die in der Planzeichnung mit „A1“ gekennzeichneten Grünflächen sind unter Verwendung von gebietshei-

mischem, artenreichem Saatgut als mageres, artenreiches Grünland anzulegen und dauerhaft extensiv zu

pflegen. Eine angepasste Beweidung (Umtriebs-/ Wechselweide) und bei Bedarf eine Mahd (Handmahd

oder mit Geräten) sind zulässig. Das Mähgut zwischen den Modulen ist zwingend soweit wie möglich ab-

zuräumen.

• zulässig sind darüber hinaus bauliche Anlagen zur Stromerzeugung aus Sonnenenergie und die hierzu

erforderlichen Nebenanlagen (wie z.B. Betriebsgebäude, Wechselrichter, Transformatoren, Antennen-

anlagen, Speicher, Einfriedungen, Wege, …). Die Solarmodule sind so aufzuständern, dass zwischen der

Oberkante des Geländes und der Unterkante des jeweiligen Solarmoduls ein Abstand von mind. 0,8 m

lichte Höhe eingehalten wird. Zwischen den Modulen sind Abstände von mind. 3,00 m vorzustehen.
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 Waldumbau, siehe Maßnahme A4 im zeichnerischen Teil und Maßnahmenbeschreibung im Umweltbericht

3.1.3 Naturschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen (planextern)

 Maßnahme M11 „Waldrandumgestaltung neben Gebäude "Opitz"“, Flst. 335, Schiltach-Lehengericht

 Maßnahme M16 „Pflege des Biotopes "Welschfels"“, Flst. 335, Schiltach-Lehengericht

Maßnahmenbeschreibung siehe Anlage zum Umweltbericht.

3.2 Verkehrsflächen (§9 Abs.1 Nr. 20 BauGB i.V. mit den Naturschutzgesetzen)

Auf den Verkehrsflächen dürfen keine Wartungs-, Pflege- oder Reparaturarbeiten an Kraftfahrzeugen durch-

geführt werden. Dies gilt nicht für den gewerblichen Teil.

3.3 Grünflächen (§ 9 Abs.1 Nr. 10, 15, 20 und Abs.6 BauGB)

private Grünflächen: Die Ausgleichsmaßnahmen, wie im Lageplan zum Bebauungsplan festgesetzt, sind der

Genehmigungsbehörde mit dem Bauantrag nachzuweisen.

3.3.1 Pflanzenliste zum Bebauungsplan 'Vor Leubach'

Die festgesetzten Pflanzgebotsflächen sind gemäß DIN 18 916 'Pflanzen und Pflanzarbeiten' zu bepflanzen

und gemäß DIN 18 919 'Unterhaltungsarbeiten bei Vegetationsflächen' dauernd zu unterhalten. 

Hochstämme im Außenbereich müssen einen Schutz vor Wildverbiss erhalten. Die Pflanzenliste gibt Emp-

fehlungen zur Verwendung von standorttypischen Gehölzen, sie besitzt aber nicht den Charakter der Aus-

schließlichkeit. Die Verwendung von immergrünen Gehölzen und Koniferen ist jedoch ausdrücklich nicht er-

wünscht.

Pflanzung von Bäumen und Großsträuchern auf privaten Grundstücksflächen (kleine Auswahl)

Qualität: Hochstamm, 2 * verpflanzt, mit Ballen, StU 14-16 cm oder Heister mit Ballen, H. 150 bis 200 cm

Acer platanoides 'Cleveland' Spitzahorn, jedoch nur kleinkronige oder schwachwüchsigere Sorten

Carpinus betulus Hainbuche

Fraxinus ex. 'Westhof's Glorie' Esche

Tilia cordata 'Greenspire' Winterlinde

Cornus mas Kornelkirsche

Malus floribunda reichblüh. Zierapfel

Prunus avium Vogelkirsche

Prunus cerasifera Kirschpflaume

Sorbus aucuparia Vogelbeere
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Pflanzgebot Hochstämmige Obstbäume

Pflanzung ortsüblicher und bewährter Arten und Sorten des Streuobstbaus als hochstämmige Obstbäume

und Pflanzung von Wildobstbäumen wie z.B. Speierling (Sorbus domestica).

PFG 1: Sicht- / Lärm- und Immissionsschutzpflanzung

Qualität: Sträucher, 2xv, oB., 60-100 Qualität: Hochstamm mit Ballen, 3 x verpflanzt, StU 

14-16 cm oder Heister mit Ballen, H. 150 bis 200 cm

Cornus sanguinea Roter Hartriegel Acer pseudoplatanus Bergahorn

Corylus avellana Haselnuß Carpinus betulus Hainbuche

Crataegus monogyna Eingr. Weißdorn Acer campestre Feldahorn

Ligustrum vulgare Liguster Prunus avium Vogelkirsche

Prunus spinosa Schlehe

Rosa canina Hundsrose

Sambucus nigra Schwarzer Holunder

Viburnum lantana Wolliger Schneeball

zusätzlich erwünscht ist die Pflanzung ortsüblicher und bewährter Arten und Sorten des Streuobstbaus als

hochstämmige Obstbäume

PFG 2: Pflanzgebot Wildheckenpflanzung auf privaten Grünflächen

Qualität: Strauch, 2 x verpflanzt, 60 bis 100 cm Heister mit Ballen, H. 150 bis 200 cm

Cornus sanguinea Roter Hartriegel Carpinus betulus Hainbuche

Corylus avellana Haselnuß Acer campestre Feldahorn

Crataegus monogyna Eingr. Weißdorn Prunus avium Vogelkirsche

Ligustrum vulgare Liguster

Prunus spinosa Schlehe

Rosa canina Hundsrose

Sambucus nigra Schwarzer Holunder

Viburnum lantana Wolliger Schneeball

zusätzlich erwünscht ist die Pflanzung sämtlicher ortsüblicher und bewährter Arten und Sorten des Streu-

obstbaus als hochstämmige Obstbäume

PFG 3: Pflanzgebot Baum- und Strauchgruppen an Gräben, Sickermulden und Retentionsflächen

Qualität: Strauch, 2 x verpflanzt, 60 bis 100 cm Hochstamm mit Ballen, 3 x verpflanzt, StU 14-16 cm

Alnus glutinosa Schwarzerle Alnus glutinosa Schwarzerle

Frangula alnus Faulbaum Fraxinus excelsior Esche
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Salix rubens Fahlweide

Salix cinerea Grauweide

Salix viminalis Korbweide

Salix purpurea Purpur-Weide

Salix caprea Salweide

Salix triandra Mandel-Weide

Viburnum opulus Gew.Schneeball

3.4 Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässer (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Auf den im zeichnerischen Teil festgesetzten Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhal-

tung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässer sind die bestehenden Ge-

hölzstrukturen zu erhalten und ggf. zu pflegen.
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4. Hinweise

4.1 Mutterboden

Mutterboden ist sorgfältig zu sichern und möglichst vollständig auf dem Grundstück wieder zu verwenden.

Dies gilt auch für Baustellenzufahrten, Baulagerflächen und sonstige temporäre Einrichtungen.

4.2 Geotechnik

Hinsichtlich Baugrundaufbau, Bodenkennwerten, Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, Baugru-

bensicherung, Grundwasser und dergl. wird eine ingenieurgeologische Beratung durch ein privates Ingeni-

eurbüro empfohlen.

4.3 Bergbau

Im Planungsbereich befinden sich möglicherweise Spuren des Altbergbaus der Grube „St. Jakob vor Heu-

bach“, siehe Bliedner/Martin „Erz- und Minerallagerstätten des Mittleren Schwarzwaldes“ S. 632ff. Weitere

Unterlagen sind im Archiv der LBD nicht vorhanden. Die Grube steht im Eigentum des Hauses Fürst zu Fürs -

tenberg.

4.4 Geothermie

Hinsichtlich der Nutzung von Erdwärme gelten die Regelungen im „Leitfaden zur Nutzung von Erdwärme mit

Erdwärmesonden“ des Umweltministeriums. Weitergehende Hinweise enthält das Informationssystem für

oberflächennahe Geothermie für Baden-Württemberg (ISONG), das bereits für weite Bereiche der Landes-

fläche zur Verfügung steht (www.lgrf.uni-freiburg.de). Die Genehmigung für Erdwärmebohrungen ist beim

Landratsamt Rottweil einzuholen.

4.5 Bodendenkmalpflege

Bei der Durchführung der Bebauung besteht die Möglichkeit, dass bisher unbekannte Bodenfunde entdeckt

werden. Diese sind gem. § 20 DSchG unverzüglich dem Regierungspräsidium Freiburg, Abteilung 2, Referat

25 zu melden. Die Fundstelle ist dabei 4 Tage nach Anzeige unberührt zu lassen, wenn das Amt nicht einer

Verkürzung zustimmt. Auf die Bestimmung des Denkmalschutzgesetzes (§ 27 DSchG) wird hingewiesen.

Da im Planungsbereich bisher unbekannte archäologische Bodenfunde zutage treten können, ist der Beginn

von Erschließungsarbeiten sowie allen weiteren Erd- und Aushubarbeiten frühzeitig dem Regierungspräsidi-

um  Freiburg,  Ref.  26  –  Denkmalpflege,  Fachgebiet  Archäologische  Denkmalpflege  (per  Post,  per  Fax:

0761/208-3599 oder per E-Mail:  referat26@rpf.bwl.de)  schriftlich mitzuteilen.  Gemäß § 20 des Denkmal-

schutzgesetzes sind auch im weiteren Baufortschritt auftretende Funde (Scherben, Knochen, Mauerreste,

Metallgegenstände, Gräber, auffällige Bodenverfärbungen u.ä.) umgehend zu melden und bis zur sachge-
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rechten Dokumentation und Ausgrabung im Boden zu belassen. Mit Unterbrechungen der Bauarbeiten ist

ggf. zu rechnen und Zeit zur Fundbergung einzuräumen.

Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, sind ge-

mäß § 20 DSchG Denkmalbehörde(n) oder Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde

(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc. ) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschich-

ten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unver -

ändertem  Zustand  zu  erhalten,  sofern  nicht  die  Denkmalschutzbehörde  oder  das  Regierungspräsidium

Stuttgart, Referat 84 - Archäologische Denkmalpflege (E-Mail: abteilung8@rps.bwl.de) mit einer Verkürzung

der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird hingewiesen.

Bei der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten

im Bauablauf zu rechnen.

4.6 Grundwasserschutz

Das Eindringen von gefährlichen Stoffen in das Erdreich ist zu verhindern.

4.7 Beseitigung von Niederschlagswasser

Entsprechend der Verordnung des UVM vom 22. März 1999 über die dezentrale Beseitigung von Nieder-

schlagswasser, sind kupfer-, zink- und bleigedeckte Dachflächen durch Beschichtung oder in ähnlicher Wei-

se gegen Verwitterung und eine damit verbundene Auslösung von Metallbestandteilen zu behandeln.

4.8 Drainagen / Entwässerung

Das Baugebiet wird teilweise im Trennsystem entwässert. Das häusliche Schmutzwasser ist dem Schmutz-

wasser-Kanal (SW-Kanal) zuzuführen. Das unverschmutzte Oberflächenwasser (Dachflächen, Hofflächen) ist

dem Regenwasser-Kanal (RW-Kanal) zuzuführen.

Aufgrund der Topographie des Baugebietes bzw. der möglichen Höhenlage der Kanäle wird darauf hingewie-

sen, dass das Schmutzwasser der Untergeschosse unter Umständen nicht für alle Baugrundstücke im Frei-

spiegel entwässert werden kann und ggf. zu pumpen ist.

Drainagen dürfen nicht an den SW-Kanal, sondern nur an den RW-Kanal angeschlossen werden.

Auch hier wird darauf hingewiesen, dass das Drainagenwasser unter Umständen aufgrund der Höhenlage

nicht an den RW-Kanal angeschlossen werden kann, sondern ggf. andere Lösungen wie bspw. eine weiße

Wanne auszuführen sind. 

4.9 Gewerbliche Abwässer

Evtl. anfallende gewerbliche Abwässer bedürfen u.U. vor ihrer Ableitung in die Kanalisation einer besonde-

ren Behandlung. Das Reinigungsverfahren ist in jedem Einzelfall im Einvernehmen mit dem Landratsamt -
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Umweltschutzamt- festzulegen.

4.10 Schutzstreifen

Die im Plangebiet verlaufende Fernwasserleitung des Zweckverbandes Wasserversorgung Kleine Kinzig (DN

600) ist in einem Schutzstreifen (je 3 m links und rechts der Leitungsachse) verlegt und im Grundbuch mit

beschränkten persönlichen Dienstbarkeiten gesichert. In diesem Schutzstreifen dürfen keine Einrichtungen

und Arbeiten vorgenommen werden, die die Sicherheit und den Betrieb der Fernwasserleitung beeinträchti-

gen oder gefährden.

Planungen bezüglich Bauarbeiten, die die WKK-Leitung betreffen oder Auswirkungen auf die WKK- Leitung

nach sich ziehen sind mit der WKK abzustimmen. Vor Beginn der Bauarbeiten im Schutzstreifenbereich ist

ein Gestattungsvertrag abzuschließen und die rechtlichen und technischen Bedingungen des Zweckverban-

des Wasserversorgung Kleine Kinzig sind anzuerkennen.

4.11 Lärmschutzmaßnahmen

Es wird empfohlen, dass der Bauherr entsprechende Lärmschutzmaßnahmen insbesondere in Aufenthalts-

bereichen sowie Wohngebäude / bei Wohnnutzungen, Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen

sowie Betriebsinhaber und Betriebsleiter nach seinen Bedürfnissen und auf seine Kosten ergreift, beispiels-

weise durch entsprechende Grundrisswahl oder Lärmschutzfenster etc.

Es wird auf die Einhaltung der gesetzlichen vorgegeben Schallimmissionsrichtwerte in der DIN 18005, Teil 5,

„Schallschutz im Städtebau“ sowie auf die in der 39. Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissions-

schutzgesetzes (Verordnung über Luftqualitätsstandards und Emissions-höchstgrenzen) aufgeführten Wer-

ten hingewiesen. Benachbarte Betriebe müssen aber trotzdem die Werte der TA-Lärm einhalten.

Verbindliche Regelungen über notwendige Abstände zwischen gewerblich genutzten Bauflächen und Wohn-

bauflächen gibt es in Baden-Württemberg nicht.

Die erforderlichen Abstände richten sich nach den zu erwartenden Immissionen und Emissionen.

4.12 Artenschutz 

 Materiallager und Baustelleneinrichtungsflächen dürfen nicht im Bereich der als FFH-Mähwiesen und Of-

fenlandbiotope ausgewiesenen Bereiche angelegt werden (unmittelbar angrenzend an das Plangebiet).

Eine Befahrung oder das Betreten ist ebenfalls unzulässig. Sie sind vor und während der Baumaßnahme

mit Flatterband oder einem Bauzaun abzugrenzen.
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Es  wird  bestätigt,  dass  der  Inhalt  mit  den  hierzu  ergangenen  Beschlüssen  des  Gemeinderats  über-
einstimmt.

Ausgefertigt Stadt Schiltach, den ..……………….

……………………………………………………………..

Thomas Haas (Bürgermeister)
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